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Bericht zu den Einwendungen vom 26. Juni 2017 

Sachverhalt 
Anlass und Zielsetzung Zusammen mit der Überarbeitung der kommunalen Nutzungsplanung, welche mit Ver-

der Planung fügung der Baudirektion ARE/15/0336 vom 21. Juli 2015 bereits genehmigt worden ist, 
wurde auch die Parkplatzverordnung vom 27. September 1989 teilrevidiert. Aufgrund der 
Komplexität der Geschäfte, entschied sich die Stadt Wetzikon dazu, die beiden ursprüng-
lich gemeinsam vorgeprüften Vorlagen separat genehmigen zu lassen. Als Hauptziel der 
Überarbeitung der Parkplatzverordnung steht gemäss Erläuterndem Bericht nach Art. 47 
der Raumplanungsverordnung (RPV) die Reduktion von Parkplätzen an gut mit dem ÖV 
erschlossenen Lagen im Vordergrund. 

Festsetzung Erster Genehmigungsantrag 

Der Grosse Gemeinderat setzte mit Beschluss vom 1. Juni 2015 die Teilrevision der Park-
platzverordnung fest. Mit Schreiben vom 13. Juli 2015 ersuchte die Stadt Wetzikon ein 
erstes Mal um Genehmigung der Vorlage. Bei der Überprüfung der zu genehmigenden 
Unterlagen hatte sich gezeigt, dass die Vorlage gegen § 16 PBG verstösst, wonach Pla-
nungen unterer Stufen der Richtplanung zu entsprechen haben. 

Als ein mit dem öffentlichen Verkehr hervorragend erschlossenes kantonales Zentrums-
gebiet soll Wetzikon gemäss dem kantonalen Richtplan einen wesentlichen Beitrag zur 
Erreichung des kantonalen Modalsplit-Ziels leisten (vgl. Kant. RP Kap. 2.3.1 Ziele für 
Zentrumsgebiete). In Bezug auf das kantonale Gesamtverkehrskonzept ist im kantonalen 
Richtplan in Kapitel 4.1.3 (Gesamtstrategie Verkehr — Massnahmen) festgehalten, dass 
die Gemeinden u.a. bei der Ausgestaltung der Parkierungsverordnungen den kantonalen 
Zielsetzungen Rechnung zu tragen haben. Im regionalen Gesamtverkehrskonzept (rGVK) 
Oberland aus dem Jahr 2010 ist in Ergänzung zu den Vorgaben aus dem kantonalen 
Richtplan festgehalten, dass zur Erhöhung des Modalsplit-Anteils nebst der Bewirtschaf-
tung von öffentlich zugänglichen Parkplätzen eine Beschränkung des Parkplatzangebots 
an gut erschlossenen Lagen vorzusehen ist. Gemäss den Legislaturzielen 2015-2019 des 
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Regierungsrats soll der öffentliche Verkehr in urbanen Räumen einen überdurchschnitt-
lichen Anteil des Verkehrszuwachses übernehmen. Eine wirksame Massnahme für diese 
Zielerreichung ist die Begrenzung der Anzahl möglicher Parkplätze an gut mit dem öffent-
lichen Verkehr erschlossenen Lagen. 

Bei der Überprüfung der Vorlage hatte sich ausserdem gezeigt, dass sich die überarbeite-
te Parkplatzverordnung (PPVO) im Gegensatz zu den beiden vorgeprüften Fassungen 
nur ungenügend an der (nicht rechtsverbindlichen) Wegleitung zur Regelung des Park-
platzbedarfs in kommunalen Erlassen von 1997 orientierte. Mit der neuen Parkplatzver-
ordnung vergrösserte sich der Spielraum für Parkplätze in Wetzikon gegenüber der 
rechtskräftigen Fassung insgesamt sogar leicht. Insbesondere aufgrund der für ein kanto-
nales Zentrumsgebiet zu hoch angesetzten maximalen Grenzwerte in Art. 5 Abs. 2 PPVO 
(Massgeblicher Bedarf an Parkplätzen) wurde festgestellt, dass die zur Genehmigung 
vorliegende Parkplatzverordnung der Stadt Wetzikon insgesamt einen ungenügenden 
Beitrag zur Erreichung des kantonalen Modalsplit-Ziels leistet (Verstoss gegen § 16 Pla-
nungs- und Baugesetz; PBG). Unabhängig davon wurde in Ergänzung festgehalten, dass 
Art. 5 Abs. 6 PPVO als nicht praxistauglich erachtet wird. Die eindeutige Erhebung des 
massgeblichen Bedarfs an Parkplätzen muss mit der PPVO gewährleistet sein. 

Mit Schreiben vom 21. Oktober 2015 hat die Baudirektion der Stadt Wetzikon den Entwurf 
der teilweisen Nichtgenehmigung zur Anhörung zugestellt. Darin wurde begründet, dass 
Art. 5 Abs. 2 und Abs. 6 PPVO aus den vorgenannten Gründen nicht genehmigt werden 
können. 

Zweiter Genehmigungsantrag  
Der Stadtrat Wetzikon ersuchte die Baudirektion mit Schreiben vom 12. November 2015 
um Sistierung des Genehmigungsverfahrens. Der Grosse Gemeinderat liess die Vorlage 
anschliessend bezüglich der Vorbehalte der Baudirektion überarbeiten und setzte mit Be-
schluss vom 26. September 2016 die Teilrevision der Parkplatzverordnung neu fest. Mit 
Schreiben vom 16. Dezember 2016 ersuchte die Stadt Wetzikon erneut um Genehmigung 
der Vorlage. 

Die Prüfung durch die Baudirektion ergab, dass die Vorlage weiterhin gegen § 16 PBG 
verstösst, wonach Planungen unterer Stufen der Richtplanung zu entsprechen haben. 
Zwar wurden die in Art. 5 Abs. 2 tabellarisch festgehaltenen Reduktionswerte zur Be-
stimmung des massgeblichen Bedarfs in allen Kategorien gesenkt, jedoch in ungenügen-
dem Umfang. Insbesondere waren die Maximalwerte in den Kategorien "Beschäftigte" 
und "Besucher / Kunden" noch deutlich zu hoch. Die Vorlage vermochte deshalb in der 
Summe weiterhin keinen genügenden Beitrag an das im kantonalen Richtplan erwähnte 
Modalsplit-Ziel zu leisten, wie dies von kantonalen Zentrumsgebieten verlangt wird. 

Mit Schreiben vom 20. März 2017 stellte die Baudirektion der Stadt Wetzikon einen zwei-
ten Entwurf der teilweisen Nichtgenehmigung zur Anhörung zu. Darin wurde begründet, 
dass Art. 5 Abs. 2 aus den vorgenannten Gründen nicht genehmigt werden kann. 
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Dritter Genehmigungsantrag 
Der Stadtrat Wetzikon ersuchte die Baudirektion mit Schreiben vom 13. April 2017 und 
vom 10. Mai 2017 um Fristverlängerung der zweiten Anhörung. Der Grosse Gemeinderat 
liess die Vorlage anschliessend bezüglich der Vorbehalte der Baudirektion zu Art. 5 Abs. 
2 PPVO überarbeiten und beschloss an der Sitzung vom 26. Juni 2017 die Festsetzung 
der vorliegenden Teilrevision der Parkplatzverordnung. Gegen diesen Beschluss wurde 
kein Referendum ergriffen und gemäss Rechtskraftbescheinigung des Bezirksrats vom 
25. August 2017 wurden keine Rechtsmittel eingelegt. Mit Schreiben vom 7. August 2017 
ersuchte die Stadt Wetzikon um Genehmigung der Vorlage. 

Erwägungen 

A. Formelle Prüfung 
Die massgebenden Unterlagen sind vollständig. 

B. Materielle Prüfung 
Zusammenfassung der Die Genehmigungsvorlage der Parkplatzverordnung umfasst nebst redaktionellen Anpas-

Vorlage sungen, u.a. aufgrund des Wechsels hin zu einer Parlamentsgemeinde, zahlreiche Ergän-
zungen und Änderungen. Der Plan der Reduktionsgebiete im Anhang zur PPVO wurde 
dem aktuellen Erschliessungsstand hinsichtlich der ÖV-Güteklassen angepasst. 

Wesentliche Festlegun- Als wesentliche neue Festlegungen sind folgende Vorschriften zu nennen: 
gen und Vorschriften 	Die bisherigen Grenzwerte für Bewohner und Beschäftigte sind angepasst und jene für 

Besucher und Kunden neu festgesetzt worden. 

Das Tabellengerüst der Reduktionswerte ist aus der Wegleitung zur Regelung des 
Parkplatzbedarfs in kommunalen Erlassen von 1997 übernommen worden, allerdings 
mit gegenüber der Wegleitung abweichenden Reduktionswerten. 

Neu gilt ein Verbot für die Aufhebung und Zweckentfremdung von erstellten oberirdi-
schen Parkplätzen und solchen in Einstellgaragen ohne baurechtliche Bewilligung. 

- Bislang fehlte eine Vorschrift für die Erstellung von Parkplätzen für Motorräder. Eine 
solche ist mit der vorliegenden Teilrevision geschaffen worden. 

Neu wird autoarmes oder autofreies Wohnen unter bestimmten Voraussetzungen er-
möglicht. 

Die erforderliche Anzahl Veloabstellplätze ist leicht erhöht worden. 

- Für die Leistung von Ersatzabgaben sind neu pauschale Franken-Beträge festgelegt 
worden. 

- Der Plan der Reduktionsgebiete im Anhang zur PPVO orientiert sich neu an den ÖV-
Güteklassen und wird durch die Legislative periodisch an veränderte Gegebenheiten 
angepasst. 
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Ergebnis der Vorprüfung Den mit den beiden Vorprüfungsberichten vom 10. Dezember 2013 und 19. Juni 2014 
gestellten Anträgen und Empfehlungen wurde vollumfänglich entsprochen. Die Vorbe-
halte aus den beiden Anhörung zum Verfügungsentwurf (teilweise Nichtgenehmigung) 
konnten im Rahmen der Neufestsetzung ausgeräumt werden. Insbesondere wurden die 
vom Kanton als ungenügend betrachteten Werte in Art. 5 Abs. 2 (Prozentwerte zur Ermitt-
lung des massgeblichen Bedarfs) stellenweise nach unten korrigiert, so dass die Vorlage 
nun konform mit den Vorgaben des kantonalen Richtplans ist und somit einen massgebli-
chen Beitrag an das kantonale Modalsplit-Ziel leistet. 

C. 	Ergebnis 
Die Vorlage erweist sich im Ergebnis als rechtmässig, zweckmässig sowie angemessen 
und kann genehmigt werden (§ 5 Abs. 1 PBG). Die Stadt Wetzikon ist durch die Geneh-
migung nicht beschwert. Gegen die genehmigten Festlegungen steht weiteren betroffe-
nen Privaten und Verbänden der Rekurs offen (§§ 338a f. PBG). Gemäss § 5 Abs. 3 PBG 
ist der Genehmigungsentscheid von der Stadt Wetzikon zusammen mit dem geprüften 
Akt samt zu veröffentlichen und aufzulegen. 

Die Baudirektion verfügt: 

I. Die teilrevidierte Parkplatzverordnung, die der Grosse Gemeinderat der Stadt Wetzi-
kon mit Beschluss vom 26. Juni 2017 festgesetzt hat, wird genehmigt. 

II. Die Stadt Wetzikon wird eingeladen 

Dispositiv I sowie den kommunalen Beschluss samt Rechtsmittelbelehrung zu ver-
öffentlichen; 

diese Verfügung zusammen mit der kommunalen Planung aufzulegen; 

nach Rechtskraft die Inkraftsetzung zu veröffentlichen und diese dem Verwaltungs-
gericht, dem Baurekursgericht und dem Amt für Raumentwicklung mit Beleg der 
Publikation mitzuteilen. 

III. Mitteilung an 

- 	Stadt Wetzikon (Einschreiben; unter Beilage von zwei Dossiers) 

Verwaltungsgericht (unter Beilage von einem Dossier) 

Baurekursgericht (unter Beilage von zwei Dossiers) 

Amt für Raumentwicklung (unter Beilage von zwei Dossiers) 

Amt für 
Raumentwicklung 

VERSENDET AM 2 8, SEP. 2017 
	

Für den Auszug: 

zif>  jieji(er 
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Sandra Elliscasis-Fasani Franziska Gross 
Präsidentin  Ratssekretärin 
 
 
 
 
 
Von der Baudirektion genehmigt am 28. September 2017 
 
 
Für die Baudirektion:   ARE 17-1180  
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I. Allgemeine Bestimmungen 

 
Art. 1 Geltungsbereich 

Diese Verordnung gilt für das ganze Gebiet der Politischen Gemeinde Wetzikon. 
 
 
 

II. Zahl, Lage und Gestaltung der Parkplätze  
 
Art. 2 Berechnungsgrundlagen 

1) Massgebend für die Berechnung der erforderlichen Zahl von Personenwagen-Park-
plätzen (nachstehend als PP oder Parkplätze bezeichnet) sind die Nutzweise und die 
Lage einer Baute oder Anlage sowie je nach Umständen die Anzahl der Wohnungen, 
die Geschossfläche, die Verkaufsfläche, die Erschliessung durch den öffentlichen 
Verkehr oder weitere Kriterien. 

2) Die in der Tabelle gemäss Art. 3 bestimmten Besucher- und Kundenparkplätze sind als 
solche zu erstellen und entsprechend zu bezeichnen. 

3) Die Geschossfläche (GF) berechnet sich aus allen dem Wohnen, Arbeiten oder sonst 
dem dauernden Aufenthalt dienenden oder hierfür verwendbaren Geschossflächen in 
Dach-, Voll- und Untergeschossen unter Einschluss der dazugehörigen Erschliessungs-
flächen und Sanitärräumen samt inneren Trennwänden. Aussenwände sind bei der 
Berechnung der GF nicht zu berücksichtigen. 

4) Als Verkaufsfläche gilt die dem Kunden zugängliche Nettobodenfläche (inkl. Gestelle, 
Kassen usw.). 

5) Bei Gebäuden mit gemischter Nutzungsart wird die Zahl der Abstellplätze nach Mass-
gabe der Nutzungsart anteilmässig errechnet. 

6) Ergibt die Berechnung der Parkplätze keine ganze Zahl, können Bruchteile am Ende der 
Berechnung auf- oder abgerundet werden. 

7) Bei Einfamilienhäusern kann der Vorplatz zu Garagen als Parkplatz für Besucher ge-
zählt werden. 
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Art. 3 Grenzbedarf für Parkplätze 

Der Grenzbedarf für Parkplätze (PP) berechnet sich wie folgt: 
 

Nutzung der Baute oder Anlage Grenzbedarf für Parkplätze (PP) 

 Bewohner oder 
Beschäftigte  

Besucher oder Kunden  

1. Einfamilienhäuser 2 PP pro Haus   1 PP pro Haus 

2. Mehrfamilienhäuser 
(ab 2 Wohnungen) 

1 PP pro 80 m2 GF,  
min. 1,5 PP pro 
Wohnung   

1 PP pro 4 Wohnungen,  
min. 1 PP pro Haus 

3.  Industrie- und Gewerbebetriebe 
(Produktionsbetriebe) 

1 PP pro 70 m2 GF  
 

1 PP pro 750 m2 GF  

4. Kundenintensive Dienstleistungs-
betriebe, wie z.B. öffentliche Verwal-
tung, Bank, Reisebüro, Arztpraxis, 
Kopieranstalt, Chemische Reinigung, 
Coiffeur usw. 

1 PP pro 35 m2 GF  
 

1 PP pro 100 m2 GF  

5.  Übrige Dienstleistungsbetriebe mit 
schwachem Publikumsverkehr, wie 
Rechtsanwaltspraxis, Planungsbüro, 
andere Bürobetriebe usw. 

1 PP pro 40 m2 GF  
 

1 PP pro 300 m2 GF 

6. Kundenintensive Verkaufsgeschäfte, 
wie Lebensmittelgeschäft, Waren-
haus, Apotheke (ohne Einkaufs-
zentren) usw. 

1 PP pro 80 m2 GF  1 PP pro 40 m2 
Verkaufsfläche 

7. Übrige Verkaufsgeschäfte, wie z.B. 
Papeterie, Buchhandlung, Haushalt-
geschäft usw. 

1 PP pro 60 m2 GF  1 PP pro 60 m2 
Verkaufsfläche 

8.  Einkaufszentren ab 2'000 m2 Ver-
kaufsfläche bzw. ca. 3'000 m2 GF  
mit Mischnutzung: Grossverteiler 
(inkl. Lebensmittel), Hobby, Mode, 
Restaurants etc.  

1 PP pro 250 m2 GF  1 PP pro 60 m2 GF 

9. Übrige Nutzungen, wie z.B. Gast-
stätten, Unterhaltungsstätten, Gara-
genbetriebe, Transportgeschäfte, 
Autohandel, Sportanlagen, Bahn-
stationen usw. 

Ermittlung von Fall zu Fall aufgrund der jeweiligen 
Umstände und ausgehend von den Berechnungs-
angaben der VSS-Normen. 
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Art. 4 Lage und Gestaltung der Parkplätze 

1) Parkplätze für Personenwagen müssen entweder auf dem Baugrundstück selbst oder 
in nützlicher Entfernung davon liegen. 

2) Unter Vorbehalt der Art. 7 und 10 beträgt die nützliche Entfernung für 
Besucherparkplätze 200 m, für die übrigen Parkplätze 400 m. 

3) Der massgebliche Bedarf an Parkplätzen gemäss Art. 5 darf im Strassenabstandsbe-
reich liegen, wenn die spätere Verlegung auf Kosten des Pflichtigen oder die Ersatz-
abgabe rechtlich gesichert ist. 

4) Oberirdische Parkplatzflächen für mehr als 10 Parkplätze sind, wo dies angesichts 
Zonierung, Lage und Umgebung zweckmässig ist, durch eine angemessene Anzahl 
Bäume zu gestalten. 

 
Art. 5 Massgeblicher Bedarf an Parkplätzen 

1) Der massgebliche Bedarf an Abstellplätzen berechnet sich anhand des Grenzbedarfs 
gemäss Art. 3, der Güteklasse des öffentlichen Verkehrs in der Wegleitung zur 
Regelung des Parkplatzbedarfs in kommunalen Erlassen vom Oktober 1997 sowie 
anhand der Reduktionswerte in Abs. 2. Alternativ kann das vereinfachte Verfahren 
gemäss Abs. 5 beansprucht werden. 

2) Der Mindestbedarf an Parkplätzen entspricht dem unteren Grenzwert, die maximal 
zulässige Gesamtzahl dem oberen Grenzwert der nachstehenden Tabelle (je in Pro-
zenten des Grenzbedarfs): 

 Massgeblicher Bedarf in % des Grenzbedarfs 

Benutzerkategorie 

Güteklasse  
ÖV-Erschliessung 

Bewohner Beschäftigte Besucher/Kunden 

Min. Max. Min. Max. Min. Max. 

Klasse A 40 % 60 % 20 % 30 % 30 % 45 % 

Klasse B 55 % 80 % 30 % 45 % 45 % 60 % 

Klasse C, D 70 % 110 % 45 % 90 % 50 % 100 % 

Keine Klasse 100 % 120 % 90 % 110 % 90 % 110 % 

 
3) In den Wohnzonen W1.3 A und W1.3 B ist die Anzahl der Parkplätze nicht beschränkt. 

4) Auf weniger als einen Parkplatz insgesamt darf die Zahl des massgeblichen Bedarfs 
nicht reduziert werden. Für Kunden gewerblicher Nutzungen gemäss Art. 3 Ziff. 3 bis 9 
dürfen mindestens 2 Parkplätze erstellt werden. 

5) Im vereinfachten Verfahren kommen direkt die ÖV-Güteklassen und Reduktions-
gebiete gemäss Situationsplan in Abs. 6 zur Anwendung. 

6) Die ÖV-Güteklassen und Reduktionsgebiete werden in einem Situationsplan festge-
halten. Dieser wird durch die Legislative periodisch an veränderte Gegebenheiten der 
ÖV-Erschliessung angepasst und mit Rechtsmittelhinweis publiziert. 
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Art. 6 Abweichungen 

1) Besteht ein überwiegend öffentliches Interesse, insbesondere des Verkehrs oder des 
Schutzes von Wohngebieten, Natur- und Heimatschutzobjekten, Luft und Gewässer, 
kann von den zu erstellenden Parkplätzen gemäss Art. 3 und Art. 5 abgewichen oder 
die Erstellung von Parkplätzen untersagt werden. 

2) Zusätzliche oder weniger Parkplätze können bewilligt werden, sofern die Werte ge-
mäss Art. 5 zu einer offensichtlich unzweckmässigen Lösung führen würden und kein 
Widerspruch zu öffentlichen Interessen entsteht. Das Gesuch ist entsprechend zu 
begründen. 

3) In Gebieten der ÖV-Güteklassen A und B kann bei grösseren Überbauungen mit min-
destens 20 Wohnungen von der Verpflichtung, den massgeblichen Bedarf für Bewoh-
ner und Beschäftigte zu erstellen, ganz oder teilweise befreit werden, sofern ein redu-
zierter Bedarf über ein Mobilitätskonzept nachgewiesen und durch ein Controlling 
dauerhaft sichergestellt wird. Diese Verpflichtung ist vor Baubeginn als öffentlich-
rechtliche Eigentumsbeschränkung im Grundbuch anmerken zu lassen. Sofern der 
Nachweis des reduzierten Bedarfs nicht mehr erbracht werden kann, sind innert 5 
Jahren die notwendigen Parkplätze zu schaffen oder Ersatzabgaben gemäss Art. 16 zu 
leisten. 

4) Parkplätze für betriebsnotwendige Motorfahrzeuge wie Taxis, Lieferwagen und Aus-
sendienstfahrzeuge dürfen zusätzlich zum Grenzbedarf erstellt werden. 

5) Abweichungen nach Art. 6 Abs. 1, 2, 3 und 4 sind im baurechtlichen Entscheid zu be-
gründen. 

 
Art. 7 Parkplätze für Menschen mit Mobilitätseinschränkungen 

Bei öffentlich zugänglichen Bauten und Anlagen, bei Wohnüberbauungen und bei Bauten 
mit Arbeitsplätzen sind Parkplätze für Menschen mit Mobilitätseinschränkungen zu erstel-
len. Die Anforderungen richten sich nach den geltenden Normen (insbesondere Norm SIA 
500:2009, SN 521 500). Die Parkplätze für Menschen mit Mobilitätseinschränkungen kön-
nen zusätzlich zum massgeblichen Bedarf erstellt werden. Ein Nachweis innerhalb des 
massgeblichen Bedarfes ist aber zulässig. 

 
Art. 8 Verbot der Zweckentfremdung 

Die Aufhebung und Zweckentfremdung von erstellten oberirdischen Parkplätzen und Park-
plätzen in Einstellgaragen bedarf vorgängig einer baurechtlichen Bewilligung. Als Zweck-
änderung gilt insbesondere die gewerbliche Nutzung abweichend vom bewilligten Zu-
stand. 

 
Art. 9 Erforderliche Parkplätze für Motorräder 

Für Motorräder ist eine ausreichende Anzahl von Parkplätzen bereitzustellen. Pro erfor-
derlichen Parkplatz für Personenwagen gemäss Art. 3 (Grenzbedarf) sind minimal 0,1 Park-
plätze für Motorräder zu erstellen. Diese können auf Parkplätzen für Autos eingezeichnet 
werden. 
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Art. 10 Erforderliche Abstellplätze für Velos (VP), Veloanhänger und Kinderwagen 

1) Bei allen Bauten und Anlagen sind ausreichend Abstellplätze für Velos, Veloanhänger 
und Kinderwagen bereitzustellen. Bei freistehenden Einfamilienhäusern kann auf Ab-
stellplätze für Veloanhänger und Kinderwagen verzichtet werden.  

2)  Pro erforderlichem Parkplatz für Personenwagen gemäss Art. 3 (Grenzbedarf) sind 
mindestens 1,5 Abstellplätze für Velos zu erstellen. 

3)  Die erforderlichen Abstellplätze für leichte zweirädrige Fahrzeuge sind in der Regel auf 
dem Grundstück zu erstellen. Eine angemessene Zahl an Abstellplätzen für Velos muss 
gut zugänglich, oberirdisch und in Eingangsnähe angeordnet werden. Davon ist eine 
angemessene Anzahl gedeckt auszuführen. 

 
Art. 11 Doppelnutzungen von Parkplätzen und platzsparende Lösungen 

1) Doppelnutzungen von Parkplätzen können bei der Berechnung des massgeblichen Be-
darfs an Parkplätzen berücksichtigt werden, wenn diese aus den besonderen Umstän-
den begründet sind und sofern diese Nutzungsmöglichkeiten rechtlich sichergestellt 
sind. Derartige Abweichungen sind im baurechtlichen Entscheid zu begründen. 

2)  Platzsparende Anordnungen von Parkplätzen (z.B. mechanische Anlagen, nur eine Zu-
fahrt für zwei Parkplätze usw.) können bewilligt werden, wenn dies den Umständen 
entsprechend sinnvoll ist. 

 



 
 

 8 

III. Gemeinschaftsanlagen 

 
Gemeinschaftsanlagen sollen wenn immer möglich angestrebt werden. 

 
Art. 12 Begriff 

Als Gemeinschaftsanlagen im Sinne dieser Verordnung gelten grössere öffentliche oder 
private Parkierungsanlagen mit fest zugewiesenen Parkplätzen für verschiedene Grund-
stücke. 

 
Art. 13 Beteiligung 

1) Wenn die erforderliche Zahl von Parkplätzen in einer Einzelgarage nicht erstellt wer-
den kann, sind die fehlenden Parkplätze in einer Gemeinschaftsanlage sicherzustellen. 

2) Die Beteiligung an Gemeinschaftsanlagen wird, wenn sich die Parteien nicht einigen 
können, nach den Bestimmungen des PBG über Gemeinschaftswerke (§§ 223 - 225 
PBG) vollzogen. 

 
Art. 14 Nachweis und Sicherstellung 

Die Beteiligung an einer Gemeinschaftsanlage ist mit dem Baugesuch nachzuweisen und 
mit einer im Grundbuch anzumerkenden öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkung 
sicherzustellen. Kann weder selbständig noch durch Beteiligung an einer Gemeinschafts-
anlage die erforderliche Zahl des massgeblichen Bedarfs bereitgestellt werden, ist die 
Beteiligungspflicht im Grundbuch anzumerken und sind die Bereitstellungskosten vor Bau-
beginn durch Barkaution oder vergleichbare Sicherheit sicherzustellen. 
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IV. Ersatzabgaben 
 
Art. 15 Abgabepflicht 

1) Ersatzabgaben sind zu leisten, wenn innert 5 Jahren nach Bezug der Baute die zu er-
stellenden Parkplätze weder in einer Einzelgarage noch in einer Gemeinschaftsanlage 
gemäss den Anforderungen des PBG und dieser Verordnung bereitgestellt werden 
können. 

2) Die Leistung der Ersatzabgabe ergibt keinen Anspruch auf öffentliche Parkplätze. 

 
Art. 16 Höhe der Abgaben 

1) Sofern Ersatzabgaben zu leisten sind, betragen sie Fr. 25'000 pro Parkplatz, wenn die-
ser unterirdisch erstellt werden müsste. Bei oberirdischer Realisierbarkeit betragen die 
Ersatzabgaben Fr. 10'000 pro Parkplatz.  
Die Ersatzabgabe wird mit unbenutztem Ablauf der Rekursfrist fällig. Sie ist innert 30 
Tagen nach Fälligkeit, spätestens jedoch bei Baubeginn zu leisten. 

2) Die zuständige Behörde kann verfügen, dass noch nicht rechtskräftig festgesetzte Er-
satzabgaben vor Baubeginn sichergestellt werden. 

3) Schuldner der Ersatzabgabe ist die Bauherrschaft unter solidarischer Haftung der je-
weiligen Grundeigentümer. 

 
Art. 17 Rückforderungen 

Kann ein Grundeigentümer die durch die Ersatzabgabe abgelösten Parkplätze innert 10 
Jahren nach rechtskräftiger Festsetzung vollständig oder teilweise beschaffen, so kann er 
die seinerzeit geleisteten Abgaben anteilmässig, jedoch ohne Zins, zurückfordern. 

 
Art. 18 Streitigkeiten 

Streitigkeiten über die Abgabepflicht, die Höhe der Abgabe und die Rückforderung werden 
nach dem Gesetz betreffend die Abtretung von Privatrechten entschieden. 

 
 
 



 
 

 10 

V. Parkraumplanung 
 
Art. 19 Zuständigkeit, Inhalt, Einsichtnahme 

1) Zuständig für die Festsetzung und Nachführung der Parkraumplanung für Ersatzabga-
ben (§ 247 PBG) ist die Exekutive. 

2) Die Parkraumplanung enthält insbesondere Angaben über: 

 - die Lage und Grösse der bestehenden und geplanten Parkierungsanlagen 

 - die Grundstücke, für welche Ersatzabgaben geleistet wurden 

3) Die Parkraumplanung wird den veränderten Verhältnissen entsprechend nachgeführt 
und alle 10 Jahre überprüft. 

4) Die Parkraumplanung kann bei der Stadtverwaltung eingesehen werden. 

 
 
 

VI. Parkraumfonds 
 
Art. 20 Einlagen 

Folgende Einlagen bilden den Parkraumfonds: 

a) die Ersatzabgaben 

b) allfällige Betriebsüberschüsse der mit Fondsmitteln erstellten Anlagen für Parkplätze 

 
Art. 21 Verwendung und Verwaltung 

1) Die Verwendung der Fondsmittel nach § 247 PBG erfolgt im Rahmen der von der Ge-
meindeordnung vorgeschriebenen Kompetenzen. Ausgenommen davon sind Rückzah-
lungen von geleisteten Ersatzabgaben gemäss Art. 17. 

2) Die Verwaltung des Fonds erfolgt durch die Stadtverwaltung Wetzikon. 
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VII. Schlussbestimmungen 
 
Art. 22 Inkrafttreten 

1) Diese vom Grossen Gemeinderat am 26. Juni 2017 festgesetzte Verordnung wird mit 
Rechtskraft der kantonalen Genehmigung verbindlich. Der Stadtrat publiziert das 
Datum der Inkraftsetzung gemäss § 6 PBG. 

2) Diese Verordnung ist ein Bestandteil der Bau- und Zonenordnung der Stadt Wetzikon. 

Erlassen durch die Gemeindeversammlung am 27. September 1989, 28. September 1993, 
14. Juni 1994, 28. September 1994. 
 
Teilrevision am 26. Juni 2017 durch den Grossen Gemeinderat festgesetzt. 
 
 
 GROSSER GEMEINDERAT WETZIKON 
 
 Die Präsidentin:  
 
 
 
 Sandra Elliscasis-Fasani 
 
 
 Die Ratssekretärin: 
 
 
 
 Franziska Gross 
 
 
 
 
 
Genehmigt durch den Regierungsrat mit Beschluss vom 24. Januar 1990, 30. November 
1994, 24. April 1996, 2. Oktober 1996; Ergänzungen genehmigt durch die Baudirektion. 
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VIII. Anhang 

 
Anhang 1: 
Güteklassen des öffentlichen Verkehrs 
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Anhang 2: 
Glossar 
 
Nachstehend werden die hauptsächlich verwendeten Begriffe im Sinne eines Glossars 
aufgeführt: 
 

Abkürzung Definition/Bedeutung 

BZO Bau- und Zonenordnung (kommunal) 

ES Empfindlichkeitsstufe (gemäss eidgenössischer LSV) 

GF Summe aller für das Wohnen und Arbeiten dienenden 
Geschossflächen in Unter-, Voll- und Dachgeschossen 
(Definition siehe Art. 2 Abs. 3 PPVO) 

GIS-ZH Geografisches Informationssystem des Kantons Zürich 

http://maps.zh.ch/ 

KRLG Kommission für Raumplanung und Landgeschäfte 

LSV Lärmschutzverordnung (eidgenössisch) 

LV Langsamverkehr 

MIV Motorisierter Individualverkehr 

ÖV Öffentlicher Verkehr 

Parkplätze oder PP Personenwagen-Parkplätze 

Parkplatzverordnung  
Baudirektion 1996 

Wegleitung zur Regelung des Parkplatzbedarfes in 
kommunalen Erlassen 

PPVO Parkplatzverordnung 

PW Personenwagen 

PBG Planungs- und Baugesetz (kantonal) 

RP Richtplan 

RPG Raumplanungsgesetz (eidgenössisch) 

RPV Raumplanungsverordnung (eidgenössisch) 

SIA Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein 

VP Abstellplätze für Velos 

VSS Schweizerischer Verband der Strassen- und Verkehrs-
fachleute 

VZO Verkehrsbetriebe Zürichsee und Oberland 
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Bauten und baurechtliche Planungen

Nutzungsplanung / Sondernutzungsplanung
 Teilrevidierte Parkplatzverordnung
Inkraftsetzung

Wetzikon. Der Stadtrat hat am 06.12.2017 beschlossen:

Die durch den Grossen Gemeinderat am 26. Juni 2017 teilrevidierte Parkplatzver-
ordnung, die mit Beschluss der Baudirektion des Kantons Zürich am 28. September
2017 genehmigt wurde, tritt mit Ablauf der Rekursfrist am 20. November 2017 auf
den 1. Januar 2018 in Kraft.

Die teilrevidierte Parkplatzverordnung kann auf der Webseite der Stadt Wetzikon
(www.wetzikon.ch/stadt/rechtssammlung) bezogen werden.

Stadtkanzlei Wetzikon
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